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 Zürich, 11. November 2025 
 
 
 
Dossier Nr. 11902, «Tagesschau» vom 12. Oktober 2025 – «Palästina-
Demo in Bern» 
 
 
Sehr geehrter Herr X 
 
Wir nehmen Bezug auf Ihr Mail vom 12. Oktober 2025, mit dem Sie obige Sendung wie folgt 
beanstanden:  
 
https://www.srf.ch/play/tv/tagesschau/video/tagesschau-vom-12-10-2025-
hauptausgabe?urn=urn:srf:video:a5ed67ac-57bb-40f0-bb83-c64916ae7e41 
 

«In der Berichterstattung über die Palästina-Demonstration von Samstag 11.10.2025 in Bern 
wird mehrfach der Ausdruck ‹linksextrem› verwendet, Taten und gewaltausübende 
Menschen werden als linksextrem bezeichnet. 

Es bleibt in der ganzen Sendung unklar, was unter Linksextremismus verstanden wird, was 
an diesen verabscheuenswürdigen Gewalttaten konkret mit einer linken Ideologie verbunden 
werden kann oder darauf gründet.  

Mit der pauschalen und unbegründeten Verwendung der Begriffe ‹links› und ‹linksextrem› 
werden Menschen mit linkem politischem Gedankengut diskriminiert und in ihrer 
Menschenwürde verletzt. Ich zähle mich dazu und sehe mich zu Unrecht verurteilt als 
Sympathisant oder Unterstützer von Gewaltanwendung in der Politik und pauschal von 
solcher Gewalteskalation.  

Der Gebrauch des Begriffs «linksextrem» ohne Einordnung in unterschiedliche, aber 
gebräuchliche politische Wertesysteme hat die Stellung eines Kommentars in der Sendung 
und verletzt damit das Sachgerechtigkeitsgebot. 
Ich bin gerne bereit, mich noch detaillierter zur Sache zu äussern.» 
 
 

https://www.srf.ch/play/tv/tagesschau/video/tagesschau-vom-12-10-2025-hauptausgabe?urn=urn:srf:video:a5ed67ac-57bb-40f0-bb83-c64916ae7e41
https://www.srf.ch/play/tv/tagesschau/video/tagesschau-vom-12-10-2025-hauptausgabe?urn=urn:srf:video:a5ed67ac-57bb-40f0-bb83-c64916ae7e41


 

2 Ombudsstelle SRG Deutschschweiz 

Die Redaktion nimmt wie folgt Stellung: 
 
Im beanstandeten Beitrag wurde thematisiert, wie Polizei und Behörden auf die Gewalt 
reagierten, die am Vortag im Rahmen einer Demonstration ausgeübt worden war. 
Ergänzend kamen Anwohnende sowie ein direkt von Sachbeschädigungen betroffener 
Restaurantbetreiber zu Wort. 
 
Im Zentrum der Berichterstattung stand die Eskalation während der Demonstration – nicht 
das Thema «Linksextremismus» als solches. Es kann daher nicht erwartet werden, dass in 
einem kurzen Tagesschau-Beitrag eine vertiefte Definition von «Linksextremismus» erfolgt. 
Anders als der Beanstander meint, wurde in der Berichterstattung der Begriff «linksextrem» 
ausschliesslich im Hinblick auf bestimmte Gruppierungen oder Gewalt anwendende 
Demonstrierende verwendet. Die Bezeichnung «links» findet sich in der Berichterstattung an 
keiner Stelle. 
 
Dem Publikum ist bekannt, dass mit dem Begriff «linksextreme Gruppierungen» 
Organisationen gemeint sind, die sich an einer radikal linken Ideologie orientieren, 
kapitalistische Systeme grundsätzlich ablehnen und ihre politischen Ziele nicht nur durch 
Protest, sondern auch durch Gewalt gegen Personen und Sachen durchsetzen wollen. 
 
Die Bezeichnung «linksextrem» wurde im Beitrag nicht pauschal verwendet, sondern bezog 
sich auf konkrete Gruppierungen, die bereits im Vorfeld durch Gewaltaufrufe und 
einschlägige Symbolik aufgefallen waren. Unser Fachredaktor für Extremismus, Daniel Glaus, 
hielt in der Berichterstattung fest: «Das war eine Eskalation mit Ansage. Denn schon in der 
Mobilisierung setzten anonyme Gruppierungen teils auf gewaltverherrlichende Symbole, wie 
etwa das rote Dreieck, so wie es die Hamas verwendet. (…)» 
 
Auch während der Demonstration zeigte sich: Verschiedene mitgeführte Fahnen einschlägig 
bekannter Gruppen lassen sich dem linksradikalen bis linksextremen Spektrum zuordnen. 
Die im Beitrag dokumentierten Gewalthandlungen – massive Sachbeschädigungen, 
Brandstiftung, Angriffe auf Polizeikräfte – sind weitere Indikatoren für eine extremistische 
Haltung, da sie die Ablehnung rechtsstaatlicher Prinzipien und die gewaltsame Durchsetzung 
politischer Ziele belegen. 
 
Mit der Einordnung als «linksextrem» wurden gewaltbereite Akteure bewusst von friedlich 
Demonstrierenden und vom breiten linken politischen Spektrum abgegrenzt. Auch die 
gezeigten Bilder machten deutlich, dass neben den gewaltausübenden Personen zahlreiche 
Teilnehmende anwesend waren, die sich nicht aktiv an der Gewalt beteiligten. Der Hinweis 
auf «linksextreme Gruppierungen» im Zusammenhang mit der Gewalt verdeutlichte somit, 
dass die Eskalation von Teilgruppen und nicht von allen Demonstrierenden ausging. 
 
Die Berichterstattung richtete sich nicht gegen Menschen mit linkem Gedankengut wie der 
Beanstander meint, sondern benannte eine radikale Minderheit, die Gewalt als Mittel 
einsetzt. Damit wurde weder die Menschenwürde verletzt noch eine pauschale Verurteilung 
vorgenommen. 
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Die Ombudsstelle hält abschliessend fest: 
 
Wir haben der redaktionellen Stellungnahme nicht viel beizufügen. Es ist Aufgabe der 
Ombudsstelle, sich in die Sicht des Publikums zu versetzen und dieses nimmt den Beitrag so 
wahr, wie ihn die redaktionelle Stellungnahme schildert: Im beanstandeten Beitrag stand die 
Berichterstattung über die gewalttätigen Ausschreitungen im Rahmen der Demonstration im 
Vordergrund. Thematisiert wurde insbesondere die Reaktion von Polizei und Behörden sowie 
die Folgen der Sachbeschädigungen für Betroffene. 
 
Der Begriff «linksextrem» wurde im Beitrag im Zusammenhang mit gewaltbereiten 
Gruppierungen verwendet, die im Vorfeld und während der Demonstration durch 
entsprechende Symbolik, Aufrufe und Handlungen aufgefallen waren. Die Bezeichnung 
bezog sich somit auf klar abgrenzbare Akteure und nicht auf alle Teilnehmenden oder auf 
Personen mit linker politischer Überzeugung. Im Beitrag wurde weder der Ausdruck «links» 
noch eine pauschale Gleichsetzung von linker Gesinnung und Gewaltanwendung verwendet. 
 
Dem Publikum ist der politische Begriff «linksextrem» grundsätzlich geläufig. Es kann 
erwartet werden, dass Fernsehzuschauerinnen und -zuschauer in diesem Zusammenhang 
wissen, dass damit radikale Gruppierungen gemeint sind, die demokratische und 
rechtsstaatliche Prinzipien ablehnen und Gewalt als Mittel zur Durchsetzung politischer Ziele 
einsetzen. Eine ausführliche Definition oder politikwissenschaftliche Einordnung ist in einem 
kurzen Nachrichtensegment weder möglich noch erforderlich. 
 
Die Redaktion hat sich im Rahmen der journalistischen Sorgfaltspflicht bewegt, indem sie die 
Eskalation sachlich darstellte, verschiedene Stimmen zu Wort kommen liess und die 
Gewalttaten den dafür verantwortlichen Gruppierungen zuordnete. Eine Verletzung des 
Sachgerechtigkeitsgebots gemäss Art. 4 Abs. 2 des Radio- und Fernsehgesetzes 
ist nicht erkennbar. Ebenso wenig liegt eine Diskriminierung oder Verletzung der 
Menschenwürde gemäss Art. 4 Abs. 1 RTVG vor, da die Berichterstattung klar 
zwischen gewaltbereiten Teilgruppen und dem übrigen Demonstrationsumfeld 
unterschied. 
 
Wir danken Ihnen für Ihr Interesse am öffentlichen Sender und hoffen, dass Sie diesem 
trotz Ihrer Kritik treu bleiben. 
 
Sollten Sie in Erwägung ziehen, den rechtlichen Weg zu beschreiten und an die 
Unabhängige Beschwerdeinstanz für Radio und Fernsehen (UBI) zu gelangen, lassen wir 
Ihnen im Anhang die Rechtsmittelbelehrung zukommen. 
 
Mit freundlichen Grüssen 
 
Ombudsstelle SRG Deutschschweiz 


